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Ihr Antrag auf Informationszugang bei der BTU Cottbus-Senftenberg vom 26. Februar 
2020 
Ihre E-Mail vom 2. April 2020 nebst Anlagen, fragdenstaat.de (#181423) 

Sehr geehrter Herr Langner, 

wir bedanken uns bei Ihnen für Ihre E-Mail vom 2. April 2020. Sie baten uns darin erneut um 
Unterstützung Ihres Bemühens um Informationszugang gegenüber der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus-Senftenberg (BTU) und schilderten folgenden Sachverhalt: 

Über die Plattform fragdenstaat.de haben Sie per E-Mail vom 26. Februar 2020 bei der BTU 
einen Antrag auf Informationszugang nach dem Akteneinsichts- und Informationszugangsge-
setz (AIG) gestellt. Sie erkundigten sich nach der Anzahl einzelner Rechtsstreitigkeiten und 
baten um eine jährliche Auflistung der Summe der aufgewendeten Haushaltsmittel für den 
Zeitraum zwischen Januar 2014 bis heute. Mit Bescheid vom 31. März 2020 lehnte die BTU 
Ihren Antrag ab. Die Ablehnung begründete die Universität unter Verweis auf § 2 Abs. 2 AIG 
(Ausnahme vom Anwendungsbereich auf staatliche Hochschulen, soweit sie im Bereich von 
Wissenschaft, Forschung, Lehre, Unterricht und Prüfung tätig werden). Im Übrigen wurden Sie 
seitens der BTU unter Verweis auf § 3 Satz 1 AIG darauf hingewiesen, dass die entsprechen-
den Akten, in welche Sie in Verwirklichung Ihres Rechts auf Akteneinsicht im Rahmen der An-
tragstellung Einsicht nehmen möchten, an der BTU nicht geführt werden. 

Nach Ihrer Auffassung müssten entsprechende Unterlagen zu Ihrem Antragsbegehren durch-
aus vorhanden sein, da ansonsten eine Kategorisierung der Akten nicht möglich wäre. Ferner 
halten Sie den von der BTU genannten Ausschlussgrund nach § 2 Abs. 2 AIG für nicht gegeben, 
da die gewünschten Informationen in anonymisierter Form vorliegen würden und bei einer 
Veröffentlichung auch keine Nebeneffekte auf einzel ne Forschungsvorhaben oder die Lehre zu 
erwarten seien. 

Sie hatten die BTU in Ihrem Antrag auf Informationszugang vorab auch um eine Mitteilung 
etwaiger Gebühren gebeten. Für die Erteilung des Bescheids vom 31. März 2020 hat die BTU 
gemäß § 10 AIG i. V. m. §§ 1, 2 Akteneinsichts- und Informationszugangsgebührenordnung 
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(AIGGebO) i. V. m. Tarifstelle 1.1 Anlage AIGGebO eine Gebühr in Höhe von 10,00 Euro erho-
ben, ohne Sie zuvor über die entstandenen Gebühren zu informieren. Die Gebührenhöhe wur-
de nach Ihrer Auffassung von der BTU nicht begründet. Auch nehmen Sie Bezug auf vorherige 
Anfragen von Ihnen, welche Sie ebenfalls über fragdenstaat.de an die BTU gestellt haben, bei 
denen keine Gebühren erhoben wurden. 

Hinsichtlich Ihrer Auffassung, dass Ihnen grundsätzlich ein Recht auf Akteneinsicht zustehe 
(sofern die Akten bei der BTU vorhanden wären), möchten wir Sie auf folgende Differenzie-
rung hinweisen: Zu unterscheiden ist zwischen der Frage, ob Sie Informationen aus einzelnen 
Akten erhalten möchten (nämlich die in den Akten angegebenen Informationen) oder ob Sie 
Informationen über einzelne Akten erhalten möchten (nämlich die an keiner Stelle vermerkte 
Anzahl der Fälle). 

Bei Angaben aus den Akten handelt es sich um vorhandene Informationen, die nicht neu er-
stellt werden müssen. Hier besteht ein grundsätzlicher Anspruch auf Informationszugang auf 
der Grundlage des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes. Unbeachtlich ist, dass 
die Recherche und Aufbereitung möglicherweise einen hohen (ggf. kostenpflichtigen) Verwal-
tungsaufwand darstellen kann. 

Anders stellt sich der Sachverhalt aber dar, wenn es um Informationen über die einzelnen Ak-
ten geht. Sofern eine Statistik oder anderweitige Auswertung, welche die Anzahl der Fälle er-
fasst, nicht geführt wird, ist diese Information ni cht vorhanden. Sie müsste anlässlich des An-
trags erst erstellt werden. Zur Erstellung einer neuen Information verpflichtet das Aktenein-
sichts- und Informationszugangsgesetz die Universität jedoch nicht. Eine Ausnahme könnte 
darin bestehen, dass die Informationen sozusagen auf Knopfdruck – beispielsweise mithilfe 
eines Vorgangsverwaltungssystems, das entsprechende Auswertungsoptionen bereithält – 
generiert werden können. Einen Anhaltspunkt für eine solche Möglichkeit sehen wir im vorlie-
genden Fall jedoch nicht. 

Vor diesem Hintergrund halten wir die Ablehnung Ihr es Antrags im Ergebnis für zulässig. Die 
Beantwortung der Frage, ob sich die BTU in Bezug auf die geführten Rechtsstreitigkeiten zu 
Recht auf die Ausnahme des § 2 Abs. 2 Satz 2 AIG berufen kann, ändert an diesem Ergebnis 
nichts, und kann deshalb aus unserer Sicht dahinstehen. Wir bitten Sie daher um Verständnis, 
dass wir in diesem Punkt von einem Herantreten an die Universität absehen. 

Im Hinblick auf die Frage nach der Gebührenerhebung für die Erteilung Ihres Bescheids sind 
wir allerdings mit Schreiben vom heutigen Tage an die BTU herangetreten und haben um Stel-
lungnahme gebeten. Sobald uns weitere Informationen vorliegen, werden wir uns unaufgefor-
dert wieder mit Ihnen in Verbindung setzen. Bis dahin möchten wir Sie um etwas Geduld bit-
ten. Bei Rückfragen können Sie sich selbstverständlich an uns wenden. 

Vorsorglich möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die Anrufung der Landesbeauftragten die 
Fristen zur Einlegung von Rechtsbehelfen gegen Bescheide über die Akteneinsicht nicht 
hemmt. 
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